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1. Schulpflicht und Schulrecht von Flüchtlingskindern in Deutschland

Bildung ist in Deutschland Sache der Länder. Das bedeutet: Es gibt 16 Schulgesetze, eine Vielzahl von Verwaltungsvorschriften, die der rechtlichen Konkretisierung der Schulpflicht bzw. des Schulrechts von Ausländern dienen, sowie 16 unterschiedliche Konzepte, wie mit Flüchtlingen im jeweiligen Bundesland in Bezug auf den Schulbesuch umgegangen werden soll. Dies alles führt zu einer unübersichtlichen Gemengelage, die es erfordert, jedes Bundesland für sich zu betrachten und mit den zuständigen Behörden in Kontakt zu treten, um die bestehende rechtliche Situation bezüglich des Schulbesuchs von Flüchtlingen aufzuklären. In der vorliegenden Darstellung kann es nur darum gehen, Problembewusstsein zu schaffen und einen Überblick über die Problematik zu vermitteln, so dass nicht auf jedes Detail innerhalb der einzelnen Bundesländer eingegangen werden kann.

Im Ergebnis bleibt festzustellen, dass immer noch in einigen Bundesländern in der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Schulbesuchs von Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus mit zweierlei Maß gemessen wird. Konkret bedeutet dies, dass Kinder und Jugendliche, die sich im Asylverfahren befinden oder durch das Aufenthaltsgesetz im jeweiligen Bundesland nur „geduldet“ werden, nicht der allgemeinen Schulpflicht unterliegen. Als unsicheren Aufenthaltsstatus bezeichnet man die Aufenthaltsgestattung, die Asylbewerber während des laufenden Asylverfahrens erhalten und die sogenannte Duldung, die oft dann erteilt wird, wenn der Asylantrag abgelehnt wurde, aber die Person aus verschiedenen rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht ausreisen oder abgeschoben werden kann. Diesen ausländischen Kindern und Jugendlichen wird teilweise nur ein sogenanntes Recht zum Schulbesuch (Schulbesuchsrecht) eingeräumt, das gegenüber der allgemeinen Schulpflicht substantielle Nachteile aufweist. 

Von dieser Gruppe zu unterscheiden sind die sogenannten „Illegalen“ oder „Statuslosen“ ausländischen Kinder und Jugendlichen, die sich ohne jeglichen Aufenthaltsstatus im Sinne des „Ausländerrechts“ in Deutschland  aufhalten. Diese durch kontinuierliche „illegale“ Zuwanderung immer größer werdende Gruppe von Kindern und Jugendlichen haben nach überwiegender Auffassung der Kultusministerien, nicht einmal das oben erwähnte – und noch näher zu erklärende – Schulbesuchsrecht. Alleine die Schulgesetze in Bayern
 und nunmehr auch in Nordrhein-Westfalen kodifizieren eine Schulpflicht für „Illegale“. Auch nimmt der Bildungssenator von Bremen eine umfassende Schulpflicht für „Illegale“ ausländische Kinder und Jugendliche in Bremen an. In Schleswig-Holstein ist diese Frage umstritten.  

Der Vollständigkeit halber soll an dieser Stelle erwähnt werden, dass ausländische Kinder und Jugendliche mit sogenanntem „sicheren Aufenthaltsstatus“ in allen 16 Bundesländern der allgemeinen Schulpflicht im Sinne des jeweiligen Schulgesetzes unterliegen. Von einem „sicheren Aufenthaltsstatus“ spricht man, wenn durch die zuständige Behörde eine Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis erteilt worden ist, §§ 7 und 9 AufenthG.  Es handelt sich hierbei um einen verfestigten Aufenthalt in Deutschland.  

Der Schwerpunkt der nachfolgenden Darstellung liegt auf den Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus. D. h., es geht um Kinder und Jugendliche, deren Aufenthalt im Rahmen des Asylverfahrens gestattet ist (§ 55 AsylVfG) oder die durch das Aufenthaltsgesetz „geduldet“ werden (§ 60a AufenthG). In der Regel – aber nicht ausschließlich – handelt es sich hierbei um Kinder und Jugendliche mit Flüchtlingshintergrund. Wird also im nachfolgenden Text der Begriff des Flüchtlings genannt, wird ein „weiter“ Flüchtlingsbegriff in Ansatz gebracht, der sich nicht nur auf die Definition der Genfer Flüchtlingskonvention vom 28.07.1951 beschränkt, sondern im weitesten Sinne Menschen mit „unsicherem Aufenthaltsstatus“ mitumfasst.  

2. Die Rechtsgrundlagen des Schulrechts für Flüchtlinge

Wesentliche Rechtsgrundlage für die Schulpflicht bzw. des Schulrechts von Flüchtlingen sind die Schulgesetze innerhalb der einzelnen Bundesländer. Zum Teil haben die Länder konkrete Regelungen für ausländische Schüler in den Schulgesetzen getroffen (Bayern, Berlin, Brandenburg, NRW und Thüringen). Häufig finden jedoch die bestehenden schulgesetzlichen Regelungen abstrakt Anwendung auf Flüchtlinge. Dabei werden diese ergänzt durch Verwaltungsvorschriften oder Rechtsverordnungen, die durch das jeweilige Kultusministerium erlassen worden sind und behandeln nicht nur die Frage der Schulpflicht oder eines Schulrechts von ausländischen Kindern und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltstatus, sondern vielfach auch die sonstigen Rahmenbedingungen der Beschulung von Schülern mit Migrationhintergrund.
  

3. Die Schulpflicht verneinende Bundesländer

Nach kürzlich im Jahr 2005 eingetretenen Veränderungen gibt es in Deutschland noch drei Bundesländer, in denen Flüchtlingskinder mit sogenanntem „unsicheren Aufenthaltsstatus“ (Duldung oder Aufenthaltsgestattung) von der Schulpflicht ausgeschlossen werden. Die Bundesländer, in denen die Kinder einer oder beider Gruppen von der Schulpflicht ausgeschlossen werden, sind Baden-Württemberg, Hessen und das Saarland. 

In Baden Württemberg besteht keine Schulpflicht während des laufenden Asylverfahrens, es sei denn, dass bereits zu diesem Zeitpunkt absehbar ist, dass die Asylsuchenden dauerhaft oder zumindest längerfristig in B-W bleiben. Begriffsnotwenig besteht somit auch keine Schulpflicht bei einer kurzfristigen Duldung. Kurzfristige Duldung bedeutet dabei a.m.S. eine Zeitspanne von weniger als sechs Monaten. Schulpflicht besteht bei einer längerfristigen Duldung oder wenn ein „sicherer Aufenthaltsstatus“ gegeben ist, §§ 7, 9 AufenthG. Die Schulpflicht kann für mindestens 14-jährige ausländische Schüler aufgrund einer Ermessensregelung eingeschränkt werden.

In Hessen besteht keine Schulpflicht bei geduldeten Personen, jedoch bei einem laufenden Asylverfahren (Aufenthaltsgestattung) nach der Zuweisung in eine Gebietskörperschaft oder einem „sicheren Aufenthaltsstatus“.

Im Saarland besteht keine Schulpflicht während eines laufenden Asylverfahrens; auch nicht bei einer kurzfristigen Duldung. Die Schulpflicht wird bei einem „sicheren Aufenthaltsstatus“ oder einer längerfristigen Duldung bejaht.

Im Saarland haben abgelehnte Asylbewerber und kurzfristig geduldete ausländische Kinder und Jugendliche nicht einmal das noch näher zu beschreibende Schulrecht. D. h. diese Kinder und Jugendlichen haben nach Auffassung des saarländischen Ministeriums für Bildung, Kultur und Wissenschaft rechtlich keinen Anspruch auf Zugang zu den bestehenden Bildungseinrichtungen.       

4. Die Schulpflicht bejahende Bundesländer

In Bayern, Berlin, Bremen, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen besteht Schulpflicht von Flüchtlingen.  

Dabei gibt es in Bayern, Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Thüringen konkrete gesetzliche Vorschriften innerhalb des jeweiligen Schulgesetzes. In den übrigen Bundesländern werden die bestehenden Schulgesetze abstrakt in Verbindung mit Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Kultusministeriums dahingehend angewandt, dass die Schulpflicht für ausländische Kinder und Jugendliche mit unsicherem Aufenthaltsstatus angenommen wird. Zum Teil werden dabei Asylbewerber erst nach drei Monaten oder nach der Zuweisung in eine Gebietskörperschaft (Gemeinde) schulpflichtig. Die regelmäßige Einschränkung der Schulpflicht unter dem Vorbehalt des Verlassens der Zentralen Aufnahmestelle für Asylbewerber erklärt sich aus der organisatorischen Tatsache, dass die betroffenen Flüchtlinge erst einer Gemeinde zugewiesen werden sollen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist nicht genau erkennbar, welchem Schulbezirk die Schulpflichtigen zugeteilt werden, so dass eine zeitlich unmittelbare Beschulung zunächst schwierig erscheint. Nach dem Asylverfahrensgesetz müssen Asylbewerber höchstens für drei Monate in der Zentralen Aufnahmestelle wohnen, so dass in der Regel die Schulpflicht nach dieser Zeitspanne begründet wird.    

5.    Nachteile des Schulrechts gegenüber der allgemeinen Schulpflicht

Während mit der Schulpflicht auch die Verpflichtung des Staates verbunden ist, durch geeignete Maßnahmen den Schulbesuch zu ermöglichen und umzusetzen, wird dies mit dem sogenannten Recht auf Schulbesuch nicht verbunden. Der Staat zieht sich damit bewusst mit der juristischen Konstruktion des Schulrechts aus seiner umfassenden Verantwortung gegenüber diesen Kindern. Dies kann dazu führen, dass Eltern gar nicht erfahren, dass sie einen Antrag für den Schulbesuch ihrer Kinder stellen können, es somit teilweise gar nicht erst zur Einschulung kommt. Oder es kann dazu führen, dass die Kostenerstattung für den Schulbus oder andere Transportmittel verweigert wird, dass Deutschkurse, die es diesen Kinder erst ermöglichen, dem Unterricht zu folgen, nicht angeboten werden, dass schwierige, schulunwillige Kinder einfach nicht beschult werden, oder dass die Beschulung aufgrund mangelnder räumlicher oder personeller Kapazitäten abgelehnt wird. Dies führt auch dazu, dass Kinder, deren Eltern selbst aus einem bildungsfernen Milieu kommen und sich vielleicht nicht entschieden für den Schulbesuch ihrer Kinder einsetzen, ganz aus dem Blickfeld des Staates und seiner Bildungseinrichtungen fallen.

Beim Bestehen eines bloßen Schulrechts werden überwiegend die Flüchtlinge nicht von den Schulbehörden und Schulen angeschrieben und auf die Möglichkeit des Schulbesuchs hingewiesen. Damit hängt eine Beschulung oftmals von den Bemühungen einzelner Sozialarbeiter, dem Personal der Zentralen Aufnahmestelle, sonstigen karitativen Trägern oder dem Engagement einzelner Privatpersonen ab. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass vielfach keine ausreichenden Deutschkenntnisse vorhanden sind, besteht allein schon unter diesem Gesichtspunkt ein erschwerter Zugang zu den bestehenden Bildungseinrichtungen.  

Im Saarland erfolgt die Beschulung von Asylbewerbern und längerfristig geduldeten Kindern und Jugendlichen nur aus humanitären Gründen und steht als Ermessensentscheidung unter dem Vorbehalt der Verhältnisse des Einzelfalls, insbesondere den ausreichenden räumlichen und personellen Kapazitäten. Dies ergibt sich aus einem Erlass von 1987 des zuständigen Ministeriums. Daraus kann man schließen, dass grundsätzlich bei Kapazitätsproblemen schulpflichtigen Kindern ein Vorrecht auf Beschulung gegenüber den ausländischen Kindern eingeräumt wird, die nur das Recht zum Schulbesuch haben.

Das Schulrecht ist freiwillig und gerade nicht verpflichtend. Dadurch besteht die erhöhte Möglichkeit eines unregelmäßigen Schulbesuchs, was schul- und klassenintern zu Problemen führt, weil es den übrigen Kindern schwer zu vermitteln ist, warum sie regelmäßig zur Schule kommen müssen, die Schulbesuchsrechts-Kinder aber nicht. In letzter Konsequenz führt ein unregelmäßiger Schulbesuch oftmals zur Beendigung der Beschulung. 

Überwiegend wird auch die Ansicht vertreten – ausgenommen ist hier Baden-Württemberg – dass ein Schulbesuch von Kindern mit einem Schulbesuchsrecht nicht mit Zwangsmittel (z. B. die Zwangszuführung zur Schule) durchgesetzt werden kann. Teilweise gab es sogar die Anweisung in Verwaltungsvorschriften, dass bei dem Nichterscheinen von Kindern, die nur ein freiwilliges Schulbesuchrecht wahrnehmen, keine besonderen Maßnahmen einzuleiten seien. Dies war einer Verwaltungsvorschrift des Thüringischen Kultusministeriums aus dem Jahre 1995 zu entnehmen, die bis zum März diesen Jahres noch Gültigkeit besaß, jedoch nun durch die Einführung der allgemeinen Schulpflicht für Kinder und Jugendliche mit unsicherem Aufenthaltsstatus ihre Gültigkeit verloren hat. Dennoch zeigt dieses Beispiel immer noch anschaulich, dass sich die Schuladministration mit Hilfe der Konstruktion des Schulbesuchsrecht Handlungsspielräume schaffen will, um gegenüber ausländischen Kindern und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltsstatus einen geringeren Sorgfaltsmaßstab anwenden zu können. Es deutet sich damit an, dass gerade auch in Schulämtern und Schulen bei der Umsetzung der Schulpflicht und des Schulrechts mit zweierlei Maß agiert wird. So wird z.B. vom staatlichen Schulamt Frankfurt lapidar festgestellt, dass bei unregelmäßigem Schulbesuch das Schulverhältnis beendet wird. Auch das Oberschulamt Tübingen stellt kurz und knapp fest „Wer seine Pflichten nicht erfüllt, wird nicht weiter beschult.“ 

Darüber hinaus bestehen auch finanzielle Nachteile der schulbesuchsberechtigten gegenüber schulpflichtigen Kinder und Jugendlichen. In Baden-Württemberg muss in einigen Fällen das öffentliche Verkehrsmittel selbst bezahlt werden, während für die schulpflichtigen Kinder die Kosten übernommen werden. Nachteile bestehen auch bei kostenintensiver, sonderpädagogischer Betreuung im Rahmen der Beförderungskosten. Aus Hessen wird berichtet, dass Hauptprobleme insbesondere beim Nachhilfeunterricht und der Finanzierung zusätzlichen Schulbedarfs bei schulbesuchsberechtigten Kindern bestehen.

Erkennbar ist damit, dass mit dem bloßen Schulbesuchsrecht gewisse tatsächliche, rechtliche und finanzielle Nachteile verbunden sind, es sogar teilweise unter den Vorbehalt personeller, finanzieller oder sächlicher Voraussetzungen gestellt wird.    

6. Zahlen der betroffenen Personengruppe

Nach Angaben des Ausländerzentralregisters vom 31.12.2003 sind folgende Zahlen für 

6 – 17 –jährige Flüchtlinge ermittelt worden, die von der dargestellten Rechtslage in den drei Bundesländern betroffen sind. Ergänzend wurden die Zahlen sämtlicher Bundesländer angegeben, die zu Anfang des Jahres 2005 noch die Schulpflicht von Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus verneinten. In den Fußnoten ist angegeben, wann jeweils die Schulpflicht eingeführt worden ist: 

B -W:

 
1.818 
(Asylerstverfahren)

6.819 
(Duldung)

NRW:


5.845
(Asylerstverfahren)

18.215
(Duldung)

Rheinland-Pfalz: 
577
(Asylerstverfahren)

1.873
(Duldung)









2.021
(Duldung)

Saarland:

111
(Asylerstverfahren)

1.010
(Duldung)

Sachsen:

902
(Asylerstverfahren)

572
(Duldung)

Sachsen-Anhalt:
522
(Asylerstverfahren)

909
(Duldung)

 


Thüringen:

646
(Asylerstverfahren)

491
(Duldung)

Hessen:






3.816
(Duldung)

Unter Hessen wurden nur die geduldeten Kinder und Jugendlichen angegeben, weil dort im Rahmen des Asylverfahrens die Schulpflicht angenommen wird; allerdings sind in Hessen sämtliche geduldeten ausländischen Menschen im schulfähigen Alter – im Gegensatz zu den anderen zwei Bundesländern – von der allgemeinen Schulpflicht ausgeschlossen. Deswegen ist zu berücksichtigen, dass in Baden-Württemberg und dem Saarland nicht alle geduldeten ausländischen 6 – 17 –jährigen Flüchtlinge nicht der Schulpflicht unterfallen, sondern nur die kurzfristig geduldeten, d. h. Duldungen bis zu einer Zeitspanne von sechs Monaten. Berücksichtigt man dies, kommt man immer noch auf eine Zahl von 8.000 – 10.000 ausländische Kinder und Jugendliche, die zum jetzigen Zeitpunkt nicht der allgemeinen Schulpflicht unterliegen. Ausdrücklich soll an dieser Stelle noch einmal erwähnt werden, dass die sogenannten „Illegalen“ in diesen Zahlen nicht erfasst worden sind.  

7.  Aktuelle Entwicklungen

Seit Anfang des Jahres ist Bewegung in den Bereich des Schulrechts und der Schulpflicht von Kindern und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltsstatus gekommen. Seit Anfang 2005 wurde von „terre des hommes Deutschland e.V.“ eine politische Initiative zur Umsetzung der Schulpflicht von Flüchtlingen unabhängig vom Aufenthaltsstatus ins Leben gerufen. Viele gesellschaftliche Organisationen, GEW, UNHCR, der Kinderschutzbund, das Bundesjugendwerk der AWO, der Deutsche Gewerkschaftsbund und andere haben sich dieser Forderung angeschlossen. Im Januar 2005 waren es noch acht Bundesländer, die eine allgemeine Schulpflicht von Flüchtlingen mit unsicherem Aufenthaltsstatus verneinten. Nunmehr sind es im November 2005 nur noch drei Bundesländer, die für diese Kinder anstelle der Schulpflicht nur ein freiwilliges Schulbesuchsrecht annehmen. 

Im Februar änderte NRW sein Schulgesetz, im März folgte Thüringen. Nunmehr sind in beiden Bundesländern ausländische Kinder und Jugendliche mit unsicherem Aufenthaltsstatus schulpflichtig. In NRW umfasst die schulgesetzliche Änderung sogar auch die sogenannten „Illegalen“ Kinder und Jugendlichen, die nunmehr auch unter die Schulpflicht fallen sollen.

Das Kultusministerium aus Sachsen sicherte im März 2005 zu, dass trotz des Bestehens einer noch alten Verwaltungsvorschrift aus dem Jahr 1992 mit gegenteiligem Inhalt, von der Schulpflicht von Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus ausgegangen wird.

Im August 2005 trat die Ergänzung eines Runderlasses vom 26.07.2001 des Kultusministers von Sachsen-Anhalt in Kraft. Darin wird festgeschrieben, dass alle ausländischen Kinder und Jugendlichen in Sachsen-Anhalt der Schulpflicht unterfallen. Asylbewerber werden nach Zuweisung in eine Gebietskörperschaft schulpflichtig, d. h. spätestens nach drei Monaten.

Die Bildungsministerin von Rheinland-Pfalz, Doris Ahnen, hat nach neuerlicher Prüfung Mitte Mai 2005 mitgeteilt, dass eine bestehende Verwaltungsvorschrift aus dem Jahr 2000 im Sinne der ausländischen Kinder und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltsstatus bei einer anstehenden Überarbeitung angepasst werden soll. Es wird zukünftig davon ausgegangen, dass Kinder und Jugendliche, die eine Duldung oder eine Aufenthaltsgestattung (Asylbewerber) besitzen, ihren „gewöhnlichen Aufenthalt“ im schulrechtlichen Sinne in Rheinland-Pfalz haben und damit der allgemeinen Schulpflicht unterliegen. Dies betrifft insbesondere auch die „kurzfristig“ geduldeten Kinder und Jugendlichen. Asylbewerber werden nach Zuweisung in eine Gebietskörperschaft schulpflichtig. Voraussichtlich tritt die überarbeitete Verwaltungsvorschrift Anfang 2006 in Kraft. Es wurde jedoch bereits durch das Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend an die zuständigen Stellen kommuniziert, dass ab sofort von der Schulpflicht dieser Personengruppe auszugehen ist. 

Das Kultusministerium von Baden-Württemberg befindet sich aktuell in der Prüfungsphase, ob die bestehende Regelung, dass Asylbewerber und kurzfristig geduldete Kinder und Jugendliche nicht der Schulpflicht unterliegen, angepasst werden kann. Frau Dr. Schavan steht einer sinnvollen Weiterentwicklung der Rechtslage aufgeschlossen gegenüber.

Auch im Saarland zeigen sich Oppositionspolitiker der SPD, B90/Grünen und FDP Fraktion bereit, eine parlamentarische Initiative zur Einführung der Schulpflicht von Asylbewerbern und kurzfristig geduldeten Kindern und Jugendlichen anzugehen. Im Oktober 2005 wurde eine „Kleine Anfrage“ an die Landesregierung zum Thema „Schulpflicht von Flüchtlingskindern“ durch die FDP-Fraktion gestellt. 

8. Fazit : Die Einführung der Schulpflicht ist geboten

Es scheint sich ein bundesweiter politischer Konsens auf Landesebene durchzusetzen, dass das durch die Schulpflicht abgesicherte Recht auf  Bildung, das Recht auf einen staatlich verpflichtenden Schulbesuch – und dazu korrespondierend die Pflicht des Staates einen  verlässlichen Zugang zu den bestehenden Bildungseinrichtungen zu ermöglichen – nicht von Aufenthaltstiteln abhängig gemacht werden darf. 

Gerade in Zeiten nachlassender Flüchtlingsströme nach Deutschland – und damit verbundener rückläufiger Aufmerksamkeit für dieses Thema – ist es um so wichtiger, staatliche Institutionen an ihre humanitären Verpflichtungen zu erinnern.  Mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht wird ein Zeichen gesetzt für Kinderrechte, die bestehende Ungleichbehandlung aufgehoben und damit der rechtliche Rahmen geschaffen, dass Flüchtlingskinder als gleichwertig zu behandelnde Schüler mit in den Fokus der Schuladministration gelangen. Der Standard der allgemeinen Schulpflicht ist hierfür die Grundvoraussetzung und für deutsche Kinder eine Selbstverständlichkeit. Nichts anderes darf für Flüchtlingskinder und –jugendliche gelten.

Die Schulpflicht garantiert, dass jeder Mensch im schulfähigen Alter das ihm zustehende Recht auf Bildung und Erziehung verwirklichen kann. Damit dient die Schulpflicht in erster Linie dem Kindeswohl und stellt sicher, dass das sich noch in der Entwicklung befindende Kind auch von staatlicher Seite eine gewisse Bildungsgarantie erhält, die ihm in der Zukunft ermöglicht, ein autonomes Leben innerhalb der (Welt-)Gesellschaft führen zu können.

Ohne an dieser Stelle eine vertiefende Diskussion deutschen Verfassungsrechts vornehmen zu wollen, soll kurz auf die Feststellung des Bundesverfassungsgerichts verwiesen werden, dass Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz das Recht auf eine möglichst ungehinderte Entfaltung der Persönlichkeit gerade auch im Bereich der Schule garantiert. Ferner ergibt sich aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1, Art. 3 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz (Grundrechte, Gleichheitssatz, Sozialstaatsprinzip) ein Anspruch auch für Flüchtlinge auf Zugang zu den bestehenden Bildungseinrichtungen der einzelnen Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland. Dies ergibt sich zum einen aus dem Grundgesetz, zum anderen aus den Länderverfassungen, die überwiegend ein Recht auf Bildung festgeschrieben haben. Dieser Anspruch gilt im übrigen auch für die Gruppe der „Illegalen“, wobei natürlich in der praktischen Ausübung dieses verfassungsmäßigen Rechts erhebliche Hindernisse bestehen. 

Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl an internationalen Rechtsquellen, in denen sich die Bundesrepublik Deutschland dem Recht auf Bildung und Erziehung verpflichtet hat.  Exemplarisch soll hier die UN-Kinderrechtskonvention (Übereinkommen über die Rechte des Kindes) vom 5.12.1989 genannt werden. In Art. 28 I a) KRK erkennt Deutschland das Recht auf Bildung eines jeden Kindes an und übernimmt die Staatenverpflichtung, zumindest im Grundschulbereich den Schulbesuch verpflichtend und unentgeltlich zu gestallten.

Aller Erfahrung nach hält sich die Mehrzahl der Kinder und Jugendlichen mit Flüchtlingshintergrund für längere Zeiträume in Deutschland auf. Wird eine Beschulung von Flüchtlingen verzögert, ist damit eine wesentliche Chance zur Integration in den gesellschaftlichen Alltag verpasst. Die Bildungschancen dieser Menschen sind reduziert und Folgeprobleme, wie z.B. Straffälligkeit, vorprogrammiert. Die umfassende Einführung der Schulpflicht auch für Flüchtlinge ist damit Grundvoraussetzung, um die Zukunftschancen dieser Menschen erheblich zu verbessern. Dies fordert im übrigen auch ein Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 24.05.2002.
� Für einen vertiefenden Überblick wird auf die juristische Expertise von Björn Harmening verwiesen: „Wir bleiben draußen – Schulpflicht und Schulrecht von Flüchtlingskindern in Deutschland“, kostenlose Bestellung oder Download über www.tdh.de. An dortiger Stelle können auch sämtliche Fundstellen eingesehen werden. 


� In Bayern muss das Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen noch an das neue Aufenthaltsgesetz angepasst werden.





� Eine tabellarische Übersicht der relevanten Rechtsquellen befindet sich in der juristischen Expertise von Björn Harmening „Wir bleiben draußen – Schulrecht und Schulpflicht von Flüchtlingskindern in Deutschland“, kostenlose Bestellung oder Download über www.tdh.de.


� Seit 15.02.2005 besteht Schulpflicht, § 34 VI SchlG-NRW.


� Seit Mitte Mai 2005 geht das Bildungsministerium von Rheinland-Pfalz von einer umfassenden Schulpflicht unabhängig vom Aufenthaltsstatus aus. Asylbewerber werden nach Zuweisung in eine Gebietskörperschaft schulpflichtig.


� Zahl vom 01.07.2005 Ministerium für Inneres und Sport Rheinland-Pfalz.


� Das Kultusministerium von Sachsen teilte im März 2005 mit, dass von der Schulpflicht von Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus ausgegangen wird.


� Im August 2005 trat die Ergänzung eines Runderlasses vom 26.07.2001 des Kultusministers von Sachsen-Anhalt in Kraft, der die Schulpflicht von Kindern und Jugendlichen mit unsicherem Aufenthaltsstatus kodifiziert.


� Seit dem 10.März 2005 ist das Schulgesetz von Thüringen im Sinne einer Schulpflicht von Asylbewerbern und Geduldeten geändert, § 17 II S. 2 Thüringer Schulgesetz. 





